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Das Reichsgericht iſt nicht berufen, in die Ueberprüfung einer Regierungs⸗ 
verfügung, beziehungsweiſe der Nichtgenehmigung einer beabſichtigten Sta⸗ 
tutenänderung rückſichtlich eines im Sinne des § 2, lit. h des kaiſ. Patentes 
vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, zu Recht beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungsvereines (der Witwen⸗ und Waiſen⸗Societät der Prager juridiſchen 
Facultät) einzugehen. 

Zum Geſetze vom 26. December 1895, R. G. Bl. Nr. 197. Die Unterſagung 
des Nachdruckes (8 26, Al. 2) muß ſelbſtändig an der Spitze eines jeden 
einzelnen Artikels ausgeſprochen werden, rückfichtlich deſſen fie wirkſam fein 
ſoll. Zur Wiſſentlichkeit des Eingriffes (SS 21 und 51) wird erfordert, 
daß der Thäter entweder das für den Artikel rechtsgiltig ausgeſprochene 
Nachdrucksverbot gekannt oder doch an der Freigebung des Artikels ge⸗ 


zweifelt und im letzteren Falle auf die Gefahr hin, daß das Verbot de⸗ 


ſtehe, zum Eingriffe ſich entſchloſſen habe. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Stipendien für Lehramtszäglinge. Ihre Behandlung 
und Verrechnung. 
Von Adalbert Saiver, k. k. Statthalterei⸗Rechnungsofficial in Graz. 
(Schluß.) 
Gegenwärtiger Vorgang. 


Um den dermalen zu Recht beſtehenden Vorgang bei der Behand— 
lung der fraglichen Creditpoft darzuſtellen, können wir mit Rückſicht darauf, 
daß die Stipendien für das jeweilige Schuljahr angewieſen werden, den 
Gang entweder genetiſch ſchildern, oder aber die für das Solarjahr be— 
willigten Credite nach dem Budgetjahre zum Ausgangspunkte der Dar- 
ſtellung wählen. 

In der doppelten Natur des Schul- und Solarjahres liegen manche 
Schwierigkeiten, welche noch dadurch erhöht werden, daß dieſer Credit 
ein zweijähriger iſt, deſſen Auftheilung in dem zweiten Jahre jedoch nur 
über ſpecielle Weiſung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht er- 
laubt iſt. 

Wir werden bei unſerer Darſtellung an das Schuljahr anſchließen, 
dasſelbe jedoch mit Rückſicht auf den für das Solarjahr bewilligten Credit 
bis zum Schluſſe des nächſtfolgenden Solarjahres verfolgen. 

Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Miniſteriums für Cultus 
und Unterricht vom 31. Juli 1886, Z. 6031, 8 62, können, wie oben 
bemerlt, unbemittelte, geiſtig begabte Zöglinge, welche die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft beſitzen, gegen Uebernahme der mehrerwähnten Ver⸗ 
bindlichkeit, Stipendien aus Staatsmitteln erhalten. 

Die Bewerber um ein Stipendium haben ihre Geſuche bei der 
Direction der Bildungsanſtalt einzureichen; der Lehrkörper hat die An⸗ 


träge bei der Landesſchulbehörde zu ſtellen. Bezugnehmend auf den Schluf- 
ſatz der bezogenen Verordnung berichten die Directionen der Bildungs- 
anſtalten im Laufe des Monates September an den Landesſchulrath unter 
Anführung der würdigen, beziehungsweiſe der Berückſichtigung empfohle⸗ 
nen Candidaten und ſuchen unter Einem an um die Fluͤſſigſtellung der 
Stipendienbeträge. Ueber Aeußerung der dem Landesſchulrathe zum ad— 
miniſtrativen Rechnungsdienſte zugewieſenen Rechnungsdepartements 
werden die entſprechenden Quoten für die weiter zu belaſſenden Stipen⸗ 
dien den Directionen der einzelnen Anſtalten bei den Landescaſſen, 
reſpective Steuerämtern vom 16. September des Jahres X bis 15. Juli 
des Jahres x 1 gegen Amtsquittung und ſeinerzeitige Verrechnung 
in 10 decurſiven Monatsraten angewieſen und hievon die Directionen 
verſtändigt. Die Directionen beheben nach erfolgter Liquidirung vom 
15. October angefangen monatlich ein Zehntel des ihnen angewieſenen 
Jahresbetrages und folgen denſelben nach Entgegennahme der geſtem⸗ 
pelten Quittungen nach Maßgabe des bewilligten Jahresſtipendiums 
jährlicher 80 fl., reſpective 40 fl. in den Theilbeträgen von 8 fl., reſpec⸗ 
tive 4fl. an die bezugsberechtigten Zöglinge aus. Die Percipienten⸗ 
quittungen werden ſonach bis zum Schluſſe des Schuljahre geſammelt 
und aufbewahrt. 

Bei den Caſſen werden die ausgezahlten Beträge in das Etat⸗ 
Subjournal eingetragen, die Poſt wird mittelſt der liquidirten Amts⸗ 
quittung belegt, wozu bei der erſten Behebung der an die Caſſa ergan⸗ 


gene Zahlungsauftrag beigeſchloſſen wird. Aus dem an die Controls⸗ 
behörde übermittelten Journale werden dieſe Beträge monatlich auf den 
Specialconten der verſchiedenen Anſtalten gebucht, die einzelnen Summen 
in einem Scontro geſammelt und ſonach als Monatsquote in das Haupt- 
buch übertragen. 

Dieſer Vorgang wiederholt ſich zehnmal im Schuljahre, beziehungs⸗ 
weiſe ſieben⸗ und dreimal in einem Solarjahre, bis der 15. December 
als letzter Tag der jeweiligen Behebung in einem Solarjahr eintritt. 

Da laut Erlaſſes des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 12. März 1896, Z. 2857, die mit Ende des Solarjahres nicht 
auſgebrauchten, beziehungsweiſe nicht in Vorſchreibung gebrachten Stipen⸗ 
dienreſtbeträge in dem jeweilig folgenden Jahre nur über neuerliche 
Bewilligung des Miniſteriums flüſſig gemacht werden können, iſt nach 
Abſchluß der Bücher und Ausmittlung des bezüglichen Differenzbetrages 
gegenüber der bewilligten Dotationsſumme an das bezeichnete Miniſte⸗ 
rium das Erſuchen zu ſtellen, dieſen Reſtbetrag im nächſten Jahre für 
denſelben Zweck verwenden zu dürfen. 

Um einer neuerlichen Einreichung um die Verwendungsbewilligung 
vorzubeugen, werden jedoch dermalen im Laufe des Monates December 
nach den in Vorſchreibung ſtehenden Beträgen, da die Abſtattungsdaten 
erſt im Jänner des nächſten Jahres nach Einlangen der Journale be- 
kannt werden, die zu behebenden Stipendienbeträge von dem Rechnungs⸗ 
departement ausgemittelt, mit dem bewilligten Credite verglichen und der 
nicht in Vorſchreibung ſtehende diesfällige Differenzbetrag ſofort einer 
der Anſtaltsdirectionen gegen Amtsquittung mit dem Auftrage ange⸗ 
wieſen, dieſen Betrag noch im Laufe, des Solarjahres zu beheben und 
nach den ſeinerzeit zu erlaſſenden Weiſungen zu verwenden. 
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In unſerer obigen Schilderung find wir an das Ende des Solar- 
jahres angelangt. 

Die Special⸗Contobücher ſind jetzt abzuſchließen, die Vorſchreibung 
mit der Abſtattung zu ſaldiren, die Beträge der einzelnen Anſtalten aus⸗ 
zuziehen und zu ſummiren und auf die Vorſchreibſeite des Hauptbuches 
unter Berufung auf die Folien der Specialconten zu übertragen. Da 
die Abſtattungsdaten monatlich bereits in das Hauptbuch eingetragen 
wurden, werden die beiden Beträge der Soll- und Habenſeite bilanzirt, 
mit den Probeausweiſen und Scontrozuſammenſätzen, reſpective Befund⸗ 
ausweiſen verglichen, ſodann nach erſolgter Uebereinſtimmung in den mit 
Ende Mai an den Oberſten Rechnungshof, fowie abſchriftlich an das 
Miniſterium für Cultus und Unterricht vorzulegenden Rechnungsabſchluß 
eingetragen, wobei die etwa fich ergebende Nichtübereinſtimmung gegen⸗ 
über der bewilligten Dotation in die Beilagen 6 des Rechnungsabſchluſſes 
übertragen wird. 

So wären wir bis zum Rechnungsabſchluß des erſten Solarjahres 
angelangt; da jedoch das Schuljahr über zwei Solarjahre ſich erſtreckt 
und das erſtere bei weitem noch nicht abgelaufen iſt, müſſen wir die 
Stipendien weiter verfolgen. 

Im Laufe des Monates December, reſpective Jänner werden die 
Landesſchulräthe aufgefordert, die Anträge wegen des Erforderniſſes an 
Staatsſtipendien für die Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildungsanſtalten für 
das nächſte, beziehungsweiſe das laufende Solarjahr zu erſtatten und 
unter Einem darauf aufmerkſam gemacht, daß das Erforderniß für den 
Fortbezug von Stipendien und Unterſtützungen und jenes für Neuver⸗ 
leihungen ſolcher Stipendien getrennt anzugeben iſt. 

Dieſer Auftrag wird behufs Aeußerung an das Rechnungsdepar⸗ 
tement geleitet, welches auf Grund der Vorſchreibung den für die fort- 
laufenden Stipendien nöthigen Bedarf nach den einzelnen Anſtalten 
unter Anführung der Zahl und der Jahresquote der Stipendien er⸗ 
mittelt und in einer Landeserfordernißſumme für das betreffende Solar⸗ 
jahr zuſammenſtellt. 

Da jedoch die Zöglinge des vierten und letzten Jahrganges im 
laufenden Jahre, d. i. vom 16. December des Jahres x bis 15. Juli 
des Jahres , nur ſieben Raten beziehen, die obige Aufwands⸗ 
ſumme für die fortlaufenden Siipendien für das ganze Solarjahr er⸗ 
mittelt wurde, muß aus den Voracten erhoben werden, wieviel Zöglinge 
dermalen in dem vierten Jahrgange ſich befinden, und in welchen Jahres⸗ 
beträgen ihre Stipendien angewiefen wurden. Sonach iſt die dreimalige 
Monatsgebühr des Stipendiums mit der Zahl der Candidaten des vierten 
Jahres zu multipliciren und das Product von der obausgemittelten 
Jahresſumme in Abfall zu bringen. Der ſich ergebende Reſt iſt das u u⸗ 
bedingte Erforderniß für den Fortbezug der bereits verliehenen Sti⸗ 
pendien für das gegenſtändliche Solarjahr. 

Um nun in Entſprechung des obigen Auftrages die Bedarfsſumme 
für die neu zu verleihenden Stipendien zu ermitteln, muß auf die im 
Laufe des Monates December einer der Directionen angewieſene, reſpec⸗ 
tive, wenn dieſelbe nicht in Vorſchreibung genommen wurde, auf die 
mit Schluß des Jahres verbliebene und vom Miniſterium für Cultus 
und Unterricht zur Verwendung zu bewilligende Creditſumme zurückge⸗ 
griffen werden und die im Vorjahre bewilligte Jahresdotation für die 
Stipendien in Rechnung geſtellt werden. 

Mit Rückſicht auf dieſe zwei gegebenen Beträge wird dann der 
für die neu zu verleihenden Stipendien nöthige Aufwand ausgemittelt 
und dem Landesſchulrathe bekanntgegeben, welcher unter Berückſichtigung 
der zur Zeit herrſchenden Verhältniſſe in dem Lehrernachwuchſe ſeinen 
bezüglichen Antrag betreffs der Landesquote an das Miniſterium ſtellt. 

In Erledigung des Berichtes wird von Seite des Miniſteriums 
der bewilligte Betrag dem Landesſchulrathe zugewieſen und demſelben die 
angemeſſene Vertheilung auf die einzelnen Anſtalten, reſpective für die 
in das Solarjahr fallenden Abſchnitte der Schuljahre überlaſſen. 

Ueber neuerlichen Vorſchlag der Auſtaltsdirectionen werden jetzt 
ungefähr im Monate Mai die Stipendien für die Zeit vom 16. Sep⸗ 
tember des vorangegangenen, bis 15. Juli des laufenden (Folgenden) 
Jahres verliehen, wobei die für die Zeit vom 16. September bis 15. De⸗ 
cember entfallenden Theilbeträge aus dem Creditreſte des Vorjahres be⸗ 
ſtritten werden. 

Bei dieſem Anlaſſe gelangen auch die etwa vorhandenen ſonſtigen 
Reſtbeträge als einmalige Unterſtützungen zur Auftheilung. 

Es werden ſonach die monatlich nachhinein zu erfolgenden Sti⸗ 
pendienbeträge bei den neu verliehenen Stipendien thatſächlich jährlich 
nachhinein an die Bezugsberechtigten ausgefolgt. 


Am Schluſſe des Schuljahres werden die von den Directionen 
nach Maßgabe der ihnen zugewieſenen Beträge verfaßten, mit den Per⸗ 
cipientenquittungen belegten Rechnungen dem Landesſchulrathe vorgelegt 
und von dem Rechnungsdepartement geprüft, die Verrechnung wird in 
dem Special⸗Contobuche vorgemerkt, die Rechnung in dem Rechnungsſtande 
ausgetragen und die Direction von dem Ergebniſſe der Prüfung ver- 
ſtändigt. 

In dem nächſten Studien- und Solarjahre wird vom neuen vor⸗ 
geſchlagen, angewieſen, beauftragt, berichtet und eröffnet. 


Wenn wir nun auf die hier geſchilderte Anweiſungs- und Auf- 
theilungspraxis zurückblicken, läßt ſich nicht leugnen, daß dieſelbe ſchleppend, 
ſchwerfällig, zeitraubend und koſtſpielig iſt, abgeſehen von dem bei neu 
zu verleihenden Stipendien nicht leicht zu behebenden Uebel der ſpäten, 
faſt ganzjährlich nachhinein erfolgenden Auszahlung der Stipendienbeträge 
an die Zöglinge. 

Wir glauben, daß es zweckmäßiger wäre, wenn die Zöglingsſti⸗ 
pendien, analog jenen „für die Staats⸗Gewerbeſchulen im allgemeinen“ 
des Titel 18, Induſtrielles Bildungsweſen, in einem, in Bedarfsraten 
zu behebendem Betrage den Directionen der Lehrerbildungsanſtalten an⸗ 
gewieſen und von denſelben über Genehmigung des Landesſchulrathes 
zur Auftheilung gelangen würden, wobei ſür die im September neu 
eintretenden Zöglinge ein aliquoter Theil zu reſerviren wäre, hiebei 
könnte die monatliche Ausfolgung an die Zöglinge, wenn dieſelbe wün⸗ 
ſchenswerth erſcheint, beibehalten werden. 

Bei dieſer Behandlung wäre der Unterſchied des Schul⸗ und 
Studienjahres bei den Anſtalten ausgeglichen und eine Nicht-Auftheilung, 
reſpective Vorſchreibung in dem betreffenden Solarjahre und infolge- 
deſſen eine neuerliche Verwendungsbewilligung ausgeſchloſſen. 

Die zu präliminirenden Landes⸗, vefpective Anſtaltserforderniſſe 
könnten ſodann in die allgemeinen Präliminaranträge einbezogen werden, 
und beſondere dermalen jährlich wiederkehrende Berichte und Anträge 
wären an das Miniſterium nur dann erforderlich, wenn der im Vor⸗ 
jahre bewilligte Credit dem bezüglichen Landes⸗, reſpective Anſtaltsbedarfe 
nicht genügen würde, beziehungsweiſe wenn die Dotation in der im 
Vorjahre bewilligten Höhe nicht nöthig wäre. 

Ob nun dieſer Betrag dann als Extraordinarium, Pauſchalcredit 
oder als ein in das Ordinarium einzelner Länder oder Anſtalten ein⸗ 
bezogener Credit in den Präliminarien eingeſtellt erſcheint, reſpective wie 
die dermaligen Pauſchalerforderniſſe für Mehrleiſtungen bei dem Titel 20, 
Volksſchulen, präliminirt werden, iſt irrelevant, nur wäre, falls dieſer 
Betrag in die Anſtaltscredite einbezogen würde, die eventuelle Verwen⸗ 
dung derſelben zur virementsmäßigen Deckung ſonſtiger Ausgabspoſitionen 
von vorneherein auszuſchließen. 


Mittheilungen aus der Praris. 
Das Reichsgericht iſt nicht berufen, in die Ueberprüfung einer Re⸗ 
gierungsverfügung, beziehungsweiſe der Nichtgenehmigung einer 
beabſichtigten Statutenänderung rückſichtlich eines im Sinne des § 2, 
lit. h des kaiſ. Patentes v. 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, 
zu Recht beſtehenden Verſicherungsvereines (der Witwen⸗ und 
Waiſen⸗Soeietät der Prager juridiſchen Facultät) einzugehen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 8. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 22. Mai 1898, 
Z. 192 R. G., der Witwen- und Waifen-Societät der Prager jurid. 
Facultät, durch den Präſes Dr. Joſef Tilſch in Prag, gegen das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern wegen Verletzung des durch den Art. 12 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142, gewährleiſteten poli⸗ 
tiſchen Rechtes zu Recht erkannt: Durch die Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 18. April 1898, Z. 7557, womit die von 
dem Vereine Witwen⸗ und Waiſen⸗Societät der Prager juridiſchen 
Facultät in der Generalverfammlung der Mitglieder vom 12. Febr. 1898 
beſchloſſene Aenderung des § 16 der Statuten und der Art. III und IV 
der Uebergangsbeſtimmungen zu den Statuten nicht genehmigt wurde, 
hat eine Verletzung der durch den Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen Rechte 
der Witwen⸗ und Waiſen⸗Societät der Prager juridiſchen Facultät und 
der Mitglieder diefer Facultät nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Die Witwen- und Waiſen⸗Societät der Prager juri- 
diſchen Facultät ſteht dermalen, wie ſie erklärt, vor der unabweisbaren 
Nothwendigkeit, ihre Finanzlage zu ſaniren, da zahlreiche Umſtände auf 
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dieſelbe ungünſtig einwirkten. Vor allem war es das Herabgehen des 
Zinsfußes, welches alle Societäts⸗Capitalien berührte, ferner der Ent⸗ 
fall des ſeit der Gründung der Societät derſelben von jeder Promotion 
zufallenden Theilbetrages per 100 fl. von der Promotionstaxe, endlich 
das Zurückgehen der Mitgliederzahl. Im Hinblick auf die Weiſung des 
§ 21 der Statuten hat die Societät ſowohl die auf Grund der Ned- 
nungsabſchlüſſe in den Jahren 1890, 1895 und 1896 aufgeſtellten 
Bilanzen, in welchen das zur vollen Bedeckung aller Anſprüche verfüg- 
bare Vermögen der Societät im Jahre 1895 mit dem Betrage von 
732.380 fl. 74 kr. und im Jahre 1896 mit dem Betrage von 
729.873 fl. 28 kr. ausgewieſen wurde, dem Miniſterium des Innern 
vorgelegt und iſt, wie der Erlaß des genannten Miniſteriums vom 
30. Jänner 1898, Z. 23.831, conſtatirt, aus dem Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen hervorgegangen, daß behufs Beſeitigung des für das Jahr 
1895 ausgewieſenen Bilanz-Deficites entweder eine Erhöhung der Jahres- 
beiträge der Mitglieder um 271%, oder eine Herabſetzung aller Pen- 
ſionen von 525 fl. auf 420 fl. erforderlich iſt. Bereits zuvor wurde 
zur theilweiſen Sanirung eine Erhöhung der Jahresbeiträge aller Mit⸗ 
glieder um 50% beſchloſſen und dieſe Maßregel mit dem Erlaſſe des 
genannten Miniſteriums vom 17. November 1894, Z. 28.420, provi⸗ 
ſoriſch genehmigt. Da eine Erhöhung der Jahresbeiträge um 271% 
aufliegend nicht gewählt werden konnte, beſchloß die Generalverſammlung 
vom 12. Februar 1898 mit allen gegen 2 Stimmen die Herabſetzung 
aller Penſionen auf 420 fl. jährlich. Da die in der Generalverſamm⸗ 
lung vom 24. April 1897 beſchloſſene Herabſetzung aller Penſionsan⸗ 
ſprüche auf 460 fl. aus dem Grunde von dem Miniſterium nicht ge⸗ 
nehmigt worden war, weil einem ſolchen Beſchluſſe der Art. IV der 
Uebergangsbeſtimmungen der geltenden Statuten entgegenſteht, wurde 
zugleich in derſelben Generalverſammlung vom 12. Februar 1898 dieſes 
Hinderniß in der Weiſe beſeitigt, daß die entſprechende Statutenänderung 
im Art. IV der Uebergangsbeſtimmungen beſchloſſen und dem k. k. Mini⸗ 
ſterium zur Genehmigung unterbreitet wurde. Dasſelbe hat jedoch laut 
Erlaß vom 18. April 1898, 3. 7557, die Beſtätigung dieſer Statuten⸗ 
änderung verweigert. Die Societät hat ſeinerzeit verſucht, die Sani⸗ 
rung der Geſellſchaft durch Erhöhung der Jahresbeiträge aller Societäts⸗ 


mitglieder auf autonomem Wege, ohne Einholung der Zuſtimmung des 
k. k. Miniſteriums, herbeizuführen. Der damaligen Anſchauung des Mini⸗ 


ſteriums, daß zu einer Aenderung der Statuten in dieſer Richtung un- 
bedingt die miniſterielle Genehmigung nothwendig erſcheine, hat das 
k. k. Reichsgericht mit ſeinem Erkenntniſſe vom 26. October 1894, 
Z. 283, Rechnung getragen. Nunmehr machte die Societät abermals 
den Verſuch, die Sanirung im Wege der Statutenänderung zu bewirken 
und hielt ſich hiebei die in dem Erlaſſe vom 30. October 1897, 
3. 23.381, angedeuteten beiden Eventualitäten, welche nach Meinung 
der Sachverſtändigen allein zum gewünſchten Ziele führen können, vor 
Augen, indem ſie die Herabſetzung der Penſionen beſchloß. Gleichzeitig 
wurde im Art. IV die entſprechende Statutenänderung durchgeführt. 
Durch die Nichtgenehmigung der Statutenänderung iſt der Societät 
jeder Weg verſperrt, zu einer Sanirung zu gelangen; denn im aut o⸗ 
nomen Wege iſt dieſelbe nach Anſchauung des Reichsgerichtes nicht 
durchführbar. Es erübrigt ſonach nur der zweite Weg der Aenderung 
der Statuten in dem entſprechenden Sinne, unter Genehmigung des 
k. k. Miniſteriums. Nachdem aber das k. k. Miniſterium die entſprechende 
Statutenänderung für unzuläſſig erklärt, jo könnte die Sanirung nicht 
durchgeführt werden. Hiedurch erachtet ſich die Societät in ihrem durch 
die Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten Vereinsrechte, insbeſondere in dem 
ihr zuſtehenden Rechte der Entfaltung ihres Rechtsbeſtandes, auf Grund 
der ſtaatlich genehmigten Organiſation benachtheiligt, indem derſelben 
die Möglichkeit benommen wird, durch Statutenänderung ſich weiter 
lebensfähig zu erhalten und ſelbe trotz des bedeutenden Vermögens in⸗ 
folge der momentan beſtehenden Schwierigkeiten genöthigt wird, ihre 
ſegensreiche Thätigkeit einzuſtellen und zu einer Liquidation zu ſchreiten, 
im Gegenſatze zu der Rechtsanſchauung des k. k. Reichsgerichtes in dem 
Erkenntniſſe vom 26. October 1878, Z. 220. Die Societät ſtellt fo- 
nach das Begehren, das k. k. Reichsgericht möge erkennen: Durch die 
Erledigung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 18. April 1898, 
Z. 7557, womit die von dem Vereine Witwen- und Waiſen⸗Societät 
der Prager juridiſchen Facultät in der Generalverſammlung der Mit⸗ 
glieder vom 12. Februar 1898 beſchloſſene Aenderung des § 16 der 
Statuten und der Art. III und IV der Uebergangsbeſtimmungen zu den 
Statuten, nicht genehmigt wurde, habe eine Verletzung der durch den 
Art. 12 des St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 


gewährleiſteten politiſchen Rechte der Witwen⸗ und Waiſen⸗Societät der 
Prager juridiſchen Facultät und der Mitglieder dieſer Facultät, Vereine 
zu bilden, ſtattgefunden. 

Von Seite des k. k. Miniſteriums des Innern wurde eine Gegeu- 
ſchrift nicht erſtattet; der Vertreter des Miniſteriums bei der mündlichen 
Verhandlung hat aber Folgendes geltend gemacht: Bei Aenderung der 
Statuten eines beſtehenden Vereines ſei es gerade ſo wie bei einer Neu⸗ 
conſtituirung eines Vereines Pflicht der Regierung, zu erwägen, ob durch 
den Vorgang öffentliche Intereſſen berührt werden. Im vorliegenden 
Falle habe ſie eine Verletzung öffentlicher Intereſſen als vorhanden er⸗ 
kannt. Die Penſionsanſprüche der Witwen ſeien nicht Berechtigungen 
aus dem Vereinsverhältniſſe, ſondern Anſprüche dritter aus den von den 
Mitgliedern geſchloſſenen Verſicherungsverträgen; dieſe erworbenen Rechte 
dürfen durch einſeitige Verfügung des Vereines nicht geſchmälert wer den. 
Der Schutz dieſer erworbenen Rechte dürfe nicht dem Rechtsweg allein 
überlaſſen werden, ſondern es ſei Sache der Behörde, ſolche Proceſſe, 
welche das Verſicherungsweſen im allgemeinen ſchädigen, nach Möglichkeit 
zu vermeiden. Das Miniſterium wolle hier durchaus nicht jede Statuten⸗ 
änderung, welche zum Zwecke der Sanirung geplant werde, verhindern, 
ſondern nur eine ſolche, welche den öfſentlichen Intereſſen nicht entſpreche. 

Das in der Beſchwerde geſtellte Begehren ſcheint geſetzlich nicht 
begründet. 

Die Witwen- und Waiſen⸗Societät der Prager juridiſchen Facultät 
beſteht auf Grund der genehmigten Statuten als ein Verſicherungsverein 
im Sinne des § 2, lit. h des kaiſ. Patentes vom 26. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 253, zu Recht. 

Nach 8 21 dieſes Geſetzes it die Abänderung der Statuten von 
der ſtaatlichen Genehmigung abhängig, deren Ertheilung oder Verwei— 
gerung dem Ermeſſen der Regierung anheimgeſtellt iſt. Daraus, daß 
die Regierung von dieſem Rechte Gebrauch machte, kann eine Verletzung 
von Rechten der beſchwerdeführenden Geſellſchaft überhaupt nicht abge⸗ 
leitet werden, weshalb das Reichsgericht in eine Ueberprüſung der Mini⸗ 
ſterialentſcheidung, welche übrigens das Gebiet der politiſchen Wage ke 
keiner Weiſe berührt, nicht einzugehen hatte. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 8. Juni 1898, Z. 244.) 


Zum Geſetze vom 26. December 1895, R. G. Bl. Nr. 197. Die unter⸗ 
ſagung des Nachdruckes (§ 26, Al. 2) muß ſelbſtändig an der Spitze 
eines jeden einzelnen Artikels ausgeſprochen werden, rückſichtlich 
deſſen ſie wirkſam ſein ſoll. 
Zur Wiſſentlichteit des Eingriſſes (SS 21 und 51) wird erſordert, 
daß der Thäter entweder das für den Artikel rechtsgiltig ausge⸗ 
ſprochene Nachdrucksverbot gekannt oder doch an der Freigebung des 
Artikels gezweifelt und im letzteren Falle auf die Gefahr hin, daß 
das Verbot beſtehe, zum Eingriffe ſich entſchtoſſen habe. 


Karl R. veröffentlichte in der von ihm herausgegebenen „Neun⸗ 
kirchner Zeitung“ einen feuilletoniſtiſchen Artikel, welcher als Original⸗ 
artikel in der „Oeſterreichiſchen Volkszeitung“ erſchienen war. Als deſſe n 
Verfaſſer erhob Rudolf K. Anklage wider Karl R. wegen Verletzung 
des Urheberrechtes. Das Kreisgericht Wiener-Neuſtadt fällte ein frei⸗ 
ſprechendes Erkenntniß unter der Begründung, daß der am Kopfe der 
„Volkszeitung“ erſichtliche Vermerk „Nachdruck ſämmtlicher Original— 
artikel verboten“ zu jenem Vorbehalte nicht genüge, deſſen nach § 26 
des Geſetzes vom 26. December 1895, R. G. Bl. Nr. 197, die Wahrung 
des Urheberrechtes bedarf, und daß überdies in ſubjectiver Beziehung das 
Moment der Wiſſentlichkeit des Nachdruckes fehle, zumal der Artikel 
nicht der „Volkszeitung“, ſondern einem in Bilin erſcheinenden Blatte, 
in welchem ein Vorbehalt überhaupt nicht vorkommt, entnommen worden 
ſei, ſo daß Angeklagter vom Beſtande eines wirkſamen Urheberrechtes 
keine Kenntniß hatte. Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Rudolf K. führt 
aus, die Bedeutung des in der Geſetzſtelle angewendeten Ausdruckes 
„an der Spitze“ werde im Geſetze nicht definirt, ſie richte ſich nach der 
Auffaſſung der Praxis, des täglichen Lebens; da ſei es aber unrichtig, 
ein Nachdrucksverbot als nicht an die Spitze eines Artikels gerückt an⸗ 
zuſehen, weil es nicht unmittelbar vor dem erſten Worte desſelben, ſon⸗ 
dern in einiger Entfernung, etwa am Kopfe des ganzen Blattes an: 
gebracht iſt; nicht einmal ſeinem Wortlaute nach verlange das Geſetz, 
daß der Nachdruck an der Spitze jedes einzelnen in einem Blatte ent⸗ 
haltenen Artikels unterſagt werde; es ſpreche von „Artikeln“ und ſichere 
rückſichtlich derſelben Urheberrecht, wenn an „ihrer“ Spitze das Nach⸗ 
drucksverbot erſcheint; es bediene ſich des Plurals und geſtatte ſonach 
das Verbot für mehrere, ja fiir alle Artikel eines Blattes in Einem aus⸗ 


zuſprechen, und für derlei Fälle ſei das Nachdrucksverbot an der rich 
tigen Stelle, an der Spitze der Artikel angebracht, wenn es ſich am 


Kopfe des ganzen Blattes befindet; in ſubjectiver Beziehung aber genüge 


für den Delictsthatbeſtand die Wiſſentlichkeit des Eingriffes, alſo die 
Vorſätzlichkeit der einen Eingriff darſtellenden Verfügung; der Nachweis, 
daß der unbefugt Verfügende auch vom Beſtande des Urheberrechtes 
wiſſe, könne nicht gefordert werden. In der Gegenausführung beſtreitet 
Angeklagter insbefondere auch die Klagslegitimation des Rudolf K, 
welcher mit feſtem Gehalte als Redacteur der „Volkszeitung“ angeſtellt 
ſei, ſomit dieſer gegen den Gehaltsbezug die Producte ſeiner ſchrift— 
ſtelleriſchen Thätigkeit überlaſſen habe, jo daß auch nur die „Volks⸗ 
zeitung“ berufen ſein könne, das auf ſie übergehende Urheberrecht zu 
wahren. 

Der Caſſationshof beſchloß mit Entſcheidung vom 13. Mai 1898, 
Z. 4841, die Nichtigkeitsbeſchwerde zu verwerſen. 

Gründe: Was zunächſt die dem Nichtigkeitswerber in der Gegen- 
ausführung beſtrittene Legitimation zur Klage, und ſohin auch zur An— 
fechtung des Urtheiles betrifft, ſo muß bemerkt werden, daß dieſe Ein— 
wendung des Angeklagten als nicht gerechtfertigt angeſehen werden kann, 
weil, abgeſehen davon, daß er es unterlaſſen hat, den etwaigen Mangel 
der Anklagelegitimation während des Verfahrens zu rügen, ſchon im 
Hinblicke auf die Beſtimmungen der SS 8 und 9 des Geſetzes vom 
26. December 1895, R. G. Bl. Nr. 197, wonach dem Verfaſſer der 
Beiträge das Urheberrecht zuſteht, an der Berechtigung des Rudolf K. 
zur Anklage nicht gezweifelt werden kann. Aber auch der auf den Nichtig- 
keitsgrund des § 281, Z. 9a, ſich berufenden Nichtigkeitsbeſchwerde ver- 
mag eine Berechtigung nicht zuerkannt zu werden. Ganz richtig hat der 
Gerichtshof angenommen, daß ein geſetzlich geſchütztes Urheberrecht gar 
nicht beſtehe, weil es der Urheber unterlaffen hat, die mit Rückſicht auf 
die Beſtimmung des § 26 cit. Geſetzes zur Wahrung des Urheberrechtes 
nothwendigen Bedingungen zu erfüllen und an der Spitze des betreffen⸗ 
den Artikels die Unterſagung des Nachdruckes auszuſprechen. Die Inter⸗ 
pretation der Beſchwerde, daß dieſer Vorſchrift genügt werde, wenn, 
insbeſondere wo mehrere Artikel eines Blattes geſchützt werden wollen, 
der Vorbehalt vor die Artikel oder doch oberhalb derſelben, nicht aber 
jür jeden Artikel abgeſondert geſetzt werde, widerſtreitet dem Wortlaute 
des Geſetzes, und es ſteht insbeſondere auch mit den Regeln des ge⸗ 
wöhnlichen Sprachgebrauches im Widerſpruche, wenn aus der Anwendung 
der Pluralform „an ihrer Spitze“ abgeleitet wird, daß ein allgemeiner 
Vorbehalt ausreiche. Es handelt ſich hier um eine Ausnahme von der 
im erſten Abſatze des § 26 cit. Geſetzes normirten Regel, die ſtrenge 
ausgelegt werden muß. 

Schon aus dieſem Grunde kann von einem Eingriffe in das Ur— 
heberrecht keine Rede ſein, und erfolgte ſohin die Freiſprechung des 
Angeklagten mit vollem Rechte. Dieſe Freiſprechung wäre jedoch, ſelbſt 
unter der Vorausſetzung, daß ein ſolcher Eingriff vorläge, gerechtfertigt, 
weil es an dem zum Telictsthatbeſtande nothwendigen Kriterium der 
„Wiſſentlichkeit“ fehlt. Des Geſetz erklärt im § 51 cit. Gefetzes als ſtraf⸗ 
bares Vorgehen jeden wiſſentlichen Eingriff in ein Urheberrecht. Hie⸗ 
durch, daß das Geſetz die Wiſſentlichkeit als Vorausſetzung der Straf— 
barkeit hinſtellt, verlangt es, daß das Wiſſen (Bewußtſein) des Thäters, 
und nach den Grundſätzen über die Zurechnung auch deſſen Wille alle 
jene thatſächlichen Umſtände erfaſſe, welche die betreffende Handlung als 
einen „Eingriff“ erſcheinen laſſen. Es genügt nicht, und es widerſpricht 
auch den Worten des Geſetzes, wenn das Moment der Wiſſentlichkeit 
nur auf die bezügliche Verſügung eingeſchränkt, und zum Thatbeſtande 
ſchon die objective Verletzung des Urheberrechtes und die wiſſentliche 
Veröffentlichung oder Verbreitung der literariſchen Erzeugniſſe auch ohne 
Kenntniß des Beſtandes eines Urheberrechtes als ausreichend angeſehen 
werde würde. Das Geſetz fordert durch das Aufnehmen des Momentes 
der Wiſſentlichkeit, daß der dolus des Thäters alle zum Begriffe eines 
Eingriffes gehörigen Kriterien durchdringe; der Thäter muß daher ent⸗ 
weder wiſſen, daß ein Urheberrecht thatſächlich beſtehe, und daß er die 
Verfügung ohne Zuſtimmung der berechtigten Perſon treffe, oder er 
muß zum mindeſten den Nachdruck, obwohl er über den Beſtand des 
Urheberrechtes im Zweifel iſt, auf die Gefahr hin, daß ein ſolches Recht 
beſtehe, unternehmen. Die Anſicht der Beſchwerde würde zu dem Schluſſe 
führen, es ſei zum Vorgehen des § 51 cit. Geſetzes nicht einmal eulpa 
erforderlich, ſondern es genüge ſchon gewiſſermaßen eine objective Rechts⸗ 
verletzung — eine Auffaſſung, die mit den bisher geltenden Grundſätzen 
über ſtrafrechtliche Zurechenbarkeit ſich nicht vereinbaren läßt. Es mußte 
ſohin der Gerichtshof, der feſtſtellte, daß der Angeklagte von dem Be⸗ 


ſtande der angeblichen Urheberrechte keine Kenntniß hatte, ſondern den 
Abdruck bona fide veranſtaltete, die Anwendbarkeit der Strafnorm des 
§51 des Geſetzes ausſchließen. Die Nichtigkeitsbeſchwerde war demnach 
zu verwerfen. (B. z. V. Bl. d. J. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in 
Parenzo betrauten Statthalterei⸗Secretär Alois Lasciac den Titel und Charaker 
eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath Alois Brunner zum Oberfinanzrathe extra statum der 
Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Leop. Spatz in Holleſchau den 
Titel und Charakter eines Hauptſteuereinnehmers verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Polizeidirection in Wien den Polizei⸗Obercommiſſär Carl Adami 
zum Polizeirathe, die Polizeicommiſſäre Leop. Schmidt, Joſef Karl und Ferd. 
Fink zu Polizei⸗Obercommiſſären und die Polizeiconcipiſten Hermann Scheiben: 
reiter, Thomas Bauer und Fz. Budik zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Architekten Cyrill Jvekovis zum Baurathe extra statum für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Leop. Aron zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſten⸗ 
lande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizei⸗Obercommiſſär Anton Laß zum Landes⸗Regierungsſecretär und den Be⸗ 
zirkscommiſſär Claudius Mojſiewicz zum Polizei-Obercommiſſär in der Buko⸗ 
wina ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthalterei⸗Seeretäre Rudolf Grafen Vetter von der Lilie und Albert 
Grafen Coreth, dann den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern 
Arthur Grafen Wolkenſtein⸗Rodenegg zu Bezirkshauptmännern in Tirol 
und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuer⸗Oberinſpectoren Dr. Fdch. Frau⸗ 
wallner und Dr. Emil Kratochwila zu Finanzſecretären und die Steuer⸗ 
inſpectoren Joh. Frank, Dr. Karl Putz und Karl Nowotny zu Steuer⸗Ober⸗ 
inſpectoren der niederöſterr. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Perſonalſtande der Finanzprocuratur in Prag 
die Concipienten Dr. Max R. v. Herzfeld und Dr. Emil Lat zu Finanz⸗ 
procuraturs⸗Coneipiſten ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Aichinſpector Lambert Petersburg zum 
Inſpector, ferner den techniſchen Adjuncten der k. k. Normal⸗Aichungscommiſſior. 
Ladisl. Opolski und den proviſoriſchen Bauadjuncten Dr. Albin Keiter zu 
Commiſſären der Normal⸗Aichungscommiſſion ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſteleven Alois Loſert zum Forſt⸗ 
aſſiſtenten der Direction der Güter des Bukowinger griechiſch⸗orientaliſchen 
Religionsfonds in Czernowitz ernannt. Be. 

Der Ackerbauminiſter hat die Kanzlei⸗Oſſiciale Guſtav CEaſag randa 
und Eduard Witoszynski zu Kanzlei⸗Adfuncten bei der Forſt⸗ u. Domänen⸗ 
direction in Innsbruck, beziehungsweiſe in Lemberg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den bergbehördlichen Kanzlei⸗Official Johann 
Schallamun in Klagenfurt zum Kanzlei⸗Adjuncten und den Kanzliſten Alex. 
Verritti in Klagenfurt zum Kanzlei⸗Official ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kanzliſten Johann Tusar bei der Berg⸗ 
direction in Idria zum Kanzlei⸗Official ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die beim Revierbergamte in Elbogen erledigte 
Kanzliſtenſtelle dem Feuerwerker Joſef Zucker verliehen. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande der k. k. Sicherheits⸗ 
wache in Wien den Revierinſpector der XI. Rangsclaſſe Joh. Zellner zum 
Revierinſpector der X. Rangsclaſſe und den Sicherheitswach⸗Inſpector höherer 
Gebür Guſtav Unterthurner zum Rervierinſpector der XI. Rangsclaſſe 
ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande der Wiener Polizei: 
direction den Adjuncten II. Claſſe Dr. Ludw. Nowadt und den Concepts: 
praktikanten Joh. Pawlowsky zu Polizei⸗Concipiſten ernannt. 


Erledigungen. 


1 Oberingenieursſtelle mit der VIII. Rangsclaſſe beim Staatsbau⸗ 
dienſte in Steiermark bis 30. October. (Amtsblatt Nr. 222.) 

1 Ingenieur sſtelle mit der IX. Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte in 
Kärnten bis 25. October. (Amtsblatt Nr. 223.) 

1 Ingenieursſtelle mit der IX. Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte in 
Mähren bis 31. October. (Amtsblatt Nr. 226.) 

1 Oberin genieursſtelle in der VIII. und 2 Ingenieursſtellen in 
der IX. Rangsclaſſe beim galiziſchen Staatsbaudienſte bis 31. October. (Amts⸗ 
blatt Nr. 227.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 79 und 80 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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